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sie halbe Tage lang in Ncgen oder Schnee stehn zn lassen. Da die Parteien
abwechselnd stimmen, man also im voraus von jedem Wähler weiß, wie er
stimmen wird, können die meist der herrschenden Partei angehörenden Wahl-
funltiouäre bei der Feststellung der Identität die größte Willkür ausübe».
Der größte Übelstand bleibt aber die öffentliche Abstimmung, die alle Ab¬
hängigen, vor allem alle Beamten hindert, ihrer freien Überzeugung zu folgen.
Solange uicht die geheime Abstimmung in den Gemeinden eingeführt ist, so¬
lange tausende von Wählern oft fünf bis sechs Meilen weit an den Wahlort
gebracht werden müssen, wird von wirklichen Wahlen nicht die Rede sein
können.

Mag darum auch das Abgeordnetenhaus, das im Herbst gewählt werden
wird, besser uud unabhängiger als das jetzige werden, als wirkliche Volks¬
vertretung, als wahres Spiegelbild der Volksmeinung wird es noch nicht an¬
gesehen werden können. Ob MinisterpräsidentSzell den Willen und die Kraft
haben wird, mit seiner Hilfe ein des modernen Rechtsstaats würdiges neues
Wahlgesetz zu schaffen, ist eine Lebensfrage für die verfassungsmäßigeEnt¬
wicklung Ungarns, an der es seit der Einführung des Dualismus im Wesen
gefehlt hat, wenn auch mit großer Geschicklichkeitder Schein hergestellt worden
ist. Nur wenn dieses Versäumnis nachgeholt wird, wird man in Wahrheit
von der vielgerühmtcu, thatsächlich aber nur sehr beschränkten ungarischen
Freiheit reden können.

Die englische Lokalverwaltung

(ÄMÄM^B
2. Der gegenwärtige Zustand

ledlich schließt die Entwicklungsgeschichte der englischen Lokal-
Verwaltung mit dem Satze: „Nnn erst, nach völliger Beseitiguug
der historischen Klassenherrschaft sowohl im Parlament als anch
in der Lokalverwaltung ist für England das wahre Selfgovernment

I geschaffen worden: nämlich die Selbstgesetzgebungund Selbst¬
regierung des Volks durch eiu auf allgemeinemWahlrecht beruhendes Par¬
lament und durch völlige Unterordnung der Zentralgewalt unter dieses ver¬
mittelst des Systems der parlamentarischen Regierung; die Selbstverwaltung
des Volks durch Ausgestaltung der ganzen innern Landesverwaltung zur ad¬
ministrativen Thätigkeit demokratischerKommunen unter gleichzeitiger Be¬
wahrung der Rechtsprechungals Funktion eines von Parlament, Negierung
und Verwaltungskörperschaftenvöllig unabhängigen Richtertums, dessen Juris¬
diktion in gleichem Verfahren und mit gleicher Kraft über alle gesetzlich ge¬
ordneten Beziehungen des Gemeinlebcns wacht nud endgiltig entscheidet."
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Im zweiten Teil werden nun an erster Stelle das gegenwärtigeStädte¬
recht und die Stadtverfassuug beschrieben, wie sie sich auf Grund der Reform¬
akte von 1835 und des Municipal Code von 1888 gestaltet haben. Die neue
Städteordnnng gilt ebensowenigwie irgend eine frühere für eine Kategorie,
die sich definieren ließe, sodaß alle Gemeinden, auf die die angegebnenMerk¬
male paßten, von selbst hineinfielen. Theoretische Begriffsbestimmungenkennt
die englische Gesetzgebung nicht. Es giebt da nur historische Kategorien. «So
ganz trifft das in Beziehung auf die Städteordnung doch nicht zu, da diese
wenigstens eine nicht historische Einteilnng kennt: die nach der Einwohnerzahl,
von der in der Darstellung der Grafschaftsverwaltung die Rede sein wird.)
Munizipien oder Boroughs sind die Ortschaften, denen in früherer Zeit der
König, in neuerer das Parlament das Stadtrccht verliehen hat. Es sind zur
Zeit 313. Zunächst haben die Reformgesetze das Stadtgebiet besser umgrenzt,
indem sie Enklaven sowie das Übergreifen eines Stadtbezirks in mehrere Graf¬
schaften beseitigten und die Stadtgrenzc möglichst mit der Grenze des städtischen
Parlamentswahlbezirks zusammenfallen ließen. Das Stadtgebiet ist zum Zwecke
der Gemeindewahlenin Wahlbezirkel>g.rcl8) eingeteilt, die jedoch keine Ver¬
waltungsbezirkesind. Die Stadtgemeinde ist eine Einwohnergemeindc,d. h. es
giebt, nußer dem Ehrenbürgerrecht, kein besondres Bürgerrecht, sondern Burgeß,
wie der technische Ausdruck lautet, ist jeder volljährige englische Staatsbürger,
der einen eignen Haushalt hat, vom 15. Juli deS laufenden Jahres zurück-
gerechnct zwölf Monate im Stadtgebiet oder sieben (natürlich englische) Meilen
m seinem Umkreise wohnt und während dieser Zeit als Inhaber toeeuxisr)
irgend einer Baulichkcit: eines Wohnhauses, Ladens, Warenhauses oder einer
Werkstatt zu den Lokalsteuern eingeschätzt gewesen ist. Unverheiratete Frauen,
die eine eigne Wohnung oder ein eignes Gewerbe haben, sind den Männern
gleichberechtigt. Mietkasernen waren in England bis vor kurzem fast ganz
unbekannt. Da sich aber die Fälle mehren, wo die Häuser nicht mehr Ein¬
familienhäuser sind, sondern geteilt vermietet werden, so haben die Gerichte
entschieden, daß auch das Innehaben eines Teils von einem Hause als Haus¬
halt gilt, wofern die Wvhnnng nur einen besondern Zugang hat. Inhaber
möblierter Wohnungen und Aftermieter, sowie bei den Eltern wohnende voll¬
jährige Kinder sind nicht wahlberechtigt. Rechtskräftig wird die Gemeinde¬
mitgliedschafterst durch die Eintragung in die Liste. Durch Nichtbezahlung
der Kommunalsteucrverliert man das Wahlrecht. Das passive Wahlrecht ist
teils weiter teils enger als das aktive. Zu Stadträten können auch Männer
gewählt werden, die fünfzehn Meilen im Umkreise der Stadt wohnen, wenn
sie in Städten von mindestens vier Wards 1000 Pfund Vermögen haben oder
mit einem steuerpflichtigenEinkommen von 30 Pfund zur Armensteuer ein¬
geschätzt sind (für kleinere Orte gelten die Zahlen 500 und 15). Diese Non-
residents werden in einer besondern Liste evident gehalten. In den County
Boroughs, d. h. den Städten, die eine Grafschaft für sich bilden, sind außer¬
dem passiv wahlberechtigtPeers, die im Stadtbezirk Grundbesitz haben, und
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Männer, die in der Liste der durch Grundeigentum qualifizierten Parlaments-
Wähler stehu. Ausgeschlossen vom passiven Wahlrecht sind dafür die aktiv
wahlberechtigtenFrauen, die Inhaber einiger städtischer Ämter, die Geistlichen,
die Offiziere und alle Personen, die mittelbar oder unmittelbar, allein oder
als Gesellschafter iu einem dauernden Vertrags- oder Dienstverhältnisse zur
Stadt stehu. Gewisse Vertragsverhältuisse sind jedoch von dieser Bestimmung
ausdrücklich ausgenommen, z, B. der Besitz von Aktien eines Gas- oder
Wasserwerks oder eines Versicherungsgeschäfts,mit dem die Gemeinde in Ge¬
schäftsverbindungsteht.

Das Stadtparlament i^ormeil ok tlre Lorouglr) besteht ans drei Elemente»:
den Councillors, den Aldermen und dem Mayor, Die Councillors werdeu
ans Grund des allgemeinen gleichen Wahlrechts von den Gemeindcmitgliedern
direkt auf drei Jahre, die Aldermen von den Councillors auf sechs Jahre, der
Mayor wird von den vereinigtenStadträten und Aldermen auf ein Jahr ge¬
wählt. Auf jeden Ward müssen mindestens drei Räte und ein Alderman
fallen. Das kleinste Town Couneil hat zwölf Councillors, Liverpool hundert¬
zwölf. Die Wahlkostcn fallen der Gemeindekasse zur Last (während bei der
Parlamentswahl der Kandidat für die Kosten aufzukommenund zu diesem
Zweck bei Beginn des Wahlverfnhrens eine Summe zu deponieren hat, die
je nach der Zahl der Wähler zwischen 100 nnd 1000 Pfund schwankt). Die
Regierung hat mit den Wahlen zum Stadtparlamcnt uud mit seiner Zusammen¬
setzung nichts zu schaffen, sie hat weder ein Bestütigungs- noch ein Auflösungs¬
recht noch das Recht, die Zahl der Wählenden zu bestimme», deren uutere
Grenze durch das Gesetz vorgeschrieben ist. Sollte es einmal vorkommen, daß
das Stadtparlament die gesetzlichen Fristen für die Neuwahlen verstreichen ließe,
ohne solche anzuordnen, so Hütte jeder einzelne Bürger das Recht, beim obersten
Gerichtshofe um ein NM-Z^mus, einen Gerichtsbefehl zu bitten. Will sich eine
Gemeinde schlecht verwalten lassen, so ist das ihre Sache, die Regierung mischt
sich nicht ein. Man vergleiche damit die Willkürwirtschaftin Wien, wo bald
der Gemeiuderat aufgelöst wird und ein Regierungskommissar das Stadt¬
regiment führt, bald dem viermal gewühlten Bürgermeister viermal die Be¬
stätigung versagt wird, bald dieser zum fünftenmal gewählte und endlich be¬
stätigte Bürgermeister die Wahltermine nach Belieben oder nach parteipolitischen
Zweckmäßigkeitsrücksichten ansetzt und bekannt macht.) Der Mahor ist nicht
Bürgermeister im Sinne der preußischen oder der österreichischen Städtc-
vrdnung; er hat mehr nur zu repräsentieren als zu verwalten und bezieht
nicht Gehalt, sondern nur einen Ehrcnsold als Entschädigungfür seine Repräsen¬
tationskosten. Kraft seines Amtes ist er der erste Friedensrichter der Stadt
und behält diese Würde auch noch das folgende Jahr. Auch entsprechen die
Aldermen nicht unsern Stadträten, als einem den Stadtverordneten gegenüber¬
stehenden selbständigen Körper, wofür sie sogar Gneist gehalten hat. Sie sind
kein Ausschuß des Gemeinderats, haben keine andern Befugnisse als dieser,
halten keine gesonderten Sitzungen ab, und alle Ausschüsse werden ans beiden
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Bestandteilen des Gemeindcrats, den Eonncillors und Aldermcu, zusanunen-
gesetzt. Beide Elemente bilden eine einzige untrennbare Körperschaft. Die
Einrichtung der Aldcrmen hat mir den Zweck, durch ihre längere Amtsdauer,
nach deren Ablauf sie wieder gewählt werden können, der Versammlung einen
Keru von sachverständigenund mit den Geschäftenvertrauten Männern zu
sichern. Die Aldermen können zwar, müssen aber nicht ans der Zahl der
Cvnneillors gewählt werden.

Die Kommunalwnhlbewegnngist parteipolitisch organisiert. Eine Zeit
lang war der Gegensatz der politischen Parteien hinter dem der Progressives
»nd Moderatcs zurückgetreten, der sich aus der damals brennendstenFrage
nach der Stellung zu den Arbeitern und dem Kommuualsozialismus entwickelt
hatte. Diese Frage ist jedoch nach Redlich jetzt außer in London, wo man
sich bei den Grafschaftswnhlcn noch in Fortschrittler und Gemäßigte scheidet,
überall entschieden und zwar zu Gnnsten des Kommunalsozialismus, uud die
Politischen Parteien haben ihr altes Recht auch in der Gemeinde wieder¬
erlangt. Ja die politische Parteiorganisation des Landes bernht auf der
städtischen; die Kommnnalwahlen werden als Vorbereitung uud Kraftprobe
für die Parlameutswahl behandelt, wie auch die Übung in der Gemeinde¬
verwaltung als Vorschule für die Thätigkeit im Unterhanse dient, und nicht
leicht ein Mann ius Parlament gewählt wird, der seine Befähigung nicht in
der Kommunal- oder Grafschaftsvcrwaltnng erwiesen hat. Bedeutet nun aber
der Gegensatz der Parteien schon im Parlament uicht mehr viel, da beide in
den Frage» der auswärtigen Politik fast immer einig sind, in der Arbeiter¬
freundlichkeit nud im Reformcifer aber einander sogar Konkurrenz macheu (der
Unterschied beschränkt sich darauf, daß die jeweilige Mehrheit regiert, die Minder¬
heit kritisiert), so hat er ans die Stadtverwaltung noch weit weniger Einfluß.
Ist die Wahl, die ohne leidenschaftlich erregte Kämpfe verläuft, vorüber, so
verschwindet der Parteigegensatz,uud Konservative vdcr Unionisten und Liberale
urteilen und spalten sich mir nach sachlichen und technischen Gründen. Das
Pnrteiwesen hat hauptsächlich den Zweck, den politischen Siun im Volke
lebendig zu erhalten uud dem Parlamente die unentbehrliche organisierte
Opposition zn sichern.*) Die Arbeiter beanspruchenkeine Sitze im Stndt-

Lord SaliSburu hat Ende Juni in einer Tischrede seine Besorgnis darüber ausgc-
sprochen, daß die Unionisten zn sehr gesiegt und die liberale Partei beinahe zersprengt hatten,
und in der LatwÄsx Hovisv vom 22. Juni finden wir eine Betrachtung, die sich unsre deutschen
Parteimenschen auf beiden Seiten, rechts wie links, zu Herzen nehmen mögen. Der Verfasser
geißelt die „Albernheiten" Sir Henry Campbell-Bnnnermans, der „pro-burische" Reden hält,
stellt fest — mit wieviel Recht oder Unrecht vermögen mir nicht zu beurteilen daß die an¬
gesehensten Liberalen von solchen Führern abrücken, schöpft daraus die Hoffnung, daß sich der
imperialistischeLiberalismus nun endlich ermannen und zusammenraffen werde, nnd bedauert
nur, daß sich der geborne Führer der Liberalen, Lord Roscbery, immer noch in Schweigen
hüllt. Um sich einer ansehnlichen Gefolgschaft zu versichern, müsse die liberale Partei die
patriotische Grundlage mit den Torics gemein haben. Eine solche, eine ausgesprochen impe¬
rialistisch gesinnte liberale Partei werde einen bedeutenden Teil der liberalen Unionisten an sich

Grenzbaten M 1901 l.;2
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Parlament, schon weil sie mit ihren eignen Organisationen und Verwaltungen
in Gewerkschaften und Genossenschaften vollauf zu thun haben; mehr noch als
im Unterhaus« überlassen sie die Sorge für ihr Wohl der von deu beideu
Bourgeoisparteien, der sie ihre Stimmen geben, und sie fahren gut dabei.
Der amerikanische Grundsatz: Dem Sieger die Beute, gilt in England nicht,
wenigstens nicht bei den Kommunalwahlen; ein solches Spvilsystem, meint
Redlich, sei in England einfach undenkbar; niemand könne von dem Siege
seiner Partei materielle Vorteile für seine Person oder Sippe erwarten.

Das englische Couneil unterscheidet sich nun ferner noch dadurch von den
preußischenMagistraten, daß es nicht unmittelbar, sondern mir durch seiue
Komitees uud Beamten verwaltet, während dem Plenum die Geschäfte der
Kontrolle und Genehmigung vorbehalten bleiben. Die Verwaltnngsthätigkeit
wird also vou Ausschüsse» geübt, dereu so viele gebildet werden, als das
Couucil für nötig findet. Sie unterscheidensich in ständige und Spezial-
ausschüsse lMim6iirF und 8x<zois,1 Qommittsgs); gesetzlich vorgeschrieben (8t,g,w-
tor^) ist mir eins, natürlich ein ständiges: das 'Aatolr (üvmmittöö, das die
Polizeivcrwaltung besorgt. Ein Uxvoutivo oder (Zsnonü?urposvs Oommittoo
hat Initiativanträge zn stellen nnd die Geschäfte zu führen, die sich in keinem
andern Ausschüsseunterbringen lassen. Die übrigen Ausschüsse heißen un¬
gefähr so wie die unsrer deutschen Stadtverwältnugeu, nur fehlt iu England
selten ein Bibliothekausschuß. Ausschüsse für große Verwaltungszweigespalte»
sich in Snbkvmitees. Als Mnster der Organisation der englischen Stadt¬
verwaltung giebt Redlich die von Sheffield, das 1891 324293 Einwohner
hatte. Die Stadt zerfüllt in 9 Wards. Der Stadtrat besteht aus 48 Coun-
eillors und 16 Aldermen. Er führt die Verwaltung in 16 Komitees: Lüt.7
Hospitals, Llootriv I-isslit, 1?mime,o, 1?rou ?udlie I^ibrarivs !>ncl Ausoums,
lZensral ?urxoses, ?!lrk8, Hv-Mi, Rixtivv»/ »nä LoveraZo, Improvoment,
Nupxin ^rt tt-ülkr^, NusKin Ausounr, 8WZ0 luioonsinF, löLtmieal
Instruktion, LrÄinvir^s, 'Ug.teli, ^Vittor Lommitteo. Außerdem werden Mit¬
glieder in zwei ^oint, Loiniriittoss entsandt (das Wort wird bei der Dar¬
stellung der Grafschaftsverwaltung erklärt werden), sowie in die Verwaltung
des Ilnivorsit^ (?oll<ZM ok LtuzWelä und in die der Sheffields Volksschulen.
Die Mitgliederzahl der Ausschüsse schwankt zwischen 8 und 15; der Bibliothek-
ausschuß verstärkt sich, von der durch die I^idrA'iss ^et gegebnen Erlaubnis
Gebrauch machend, durch Kooptation ans der Bürgerschaft. Die Komitees

ziehen. Und das wünscht der Verfasser sehr ernsthast im Interesse des Torusmus. Diese seine
eigne Partei leide schwer unter dem Mangel einer wirksamen Kritit und einer starken Oppo¬
sition. Wenn das so bleibe, werde es der konservativen Partei so crgehn wie dem Fische, den
der Challcngcr (das Schiff der Planktonexpedition) aus großer Tiefe heraufholte, und der oben
zerplatzte, weil ihm der für seinen Organismus notwendige äußere Druck fehlte. Die konser¬
vative Partei werde dann in Grnppcn zerfallen, deren Bildung und Auflösung von persönlichen
Interessen und Launen abhänge, und diesem nicht mehr aktionsfähigen Hanfe» werde nur noch
die kräftige und regsame Partei der Nichtpatriolen gcgenüberstehn.



?ie englische Lokalrerwaltung -191

zerfallen in 53 Unterausschüsse, von deueu der Gesundheits- und der Polizci-
ausschuß die meisten habeu, nämlich jeder sieben. Beide haben ein ^uäit
(Zommittov, daS die Ausgaben zu kontrollieren hat, außerdem jenes je eins
für Straßcureinigung, Bäder, Rauch- und Rußplagebcseitigung, Arbeiter-
Wohnungen, Gesundheitspolizci;der Polizeiausschußhat je eins für?olioe?or<w
(das also lvvhl die Anstellung und Beaufsichtigungder Straßenpvlizcibemntcu
zu besorgen hat), Gefängnisse, Herbergen, öffentliches Lohnfuhrwerk, Unifor-
»ncrung, Straßenbeleuchtung,

Dem Plenum bleiben außer der Repräsentation nnd der Beratung von
Prinzipiellen Initiativanträgen keinerlei Verwaltuugshandlnngcn vorbehalten.
Die Thätigkeit der Komitees wird iu der Weise kontrolliert, daß jedes von
ihnen ein Protokoll führt, das nebst den Berichten der SubkomiteeS während
der Sitzungsdaner für jeden Conneillvr zur Einsicht in der Stndtkanzlei auf¬
liegt; zwei Tage vor der Sitzung werden die Ausschußbeschlüsse aufgelegt, die
den Gegenstand der Tagesordnung ausmachen. Außerdem wird vor dem
Sitzungstage jedem Mitgliede ein gedruckter Monatsbericht zugestellt, der ein
Auszug aus den Protokollen sämtlicher Komitees ist. Das Plenum ver¬
sammelt sich monatlich nur einmal (mir vier dieser Monatssitzuugen: im Fe¬
bruar, Mai, August uud November, sind gesetzlich vorgeschrieben), kann jedoch
vom Mavor auch zu jeder andern Zeit zu einer Sitzung eiugeladeu werden,
was aber nicht oft vorkommt. Die Beschlußfühigkeitsziffer («znoruiu, genannt)
wird sowohl für die Pleuar- wie für die Allsschußsitzungen sehr niedrig an¬
gesetzt. (Dasselbe ist bekanntlich im Parlament der Fall;' das Unterhaus soll
nicht einmal so viel Sitze als Mitglieder haben,") weil vollzähliges Erscheinen
für undenkbar gehalten wird, und im Oberhause gar heißt es! trc-s taeirmt,
ttallög'ium.) Die gewöhnlichen lanfcnden Geschäfte werden in Bausch und
Bogen durch Geuchmiguug des Jahrcsvvranschlags der Ausschüsse erledigt;
einer besondern Genehmigung bedürfen nur die Ausgaben über 25 Pfund;
nur über diese und über wichtige Initiativanträge wird debattiert. Und auch
noch in Beziehung auf den Voranschlag der einzelnen Ansschüsse uimmt das
Finanzkomiteedem Plenum die eigentliche Arbeit ab. Die völlige Autonomie
der Kommune tritt in ihrem Recht zu Tage, alles, was ihre Verwaltnngs-
organisation betrifft, durch ihre vom Rate beschlossenenLts-mlir^ Oräors selbst
zu beschließen und durch Erlaß von Verordnungen, L^-I^vs, eine von
Parlament und Regierung ganz unabhängige guasi-legislative Gewalt (so
heißt sie amtlichj auszuüben. Einer Bestätigung durch das Ministerium des
Innern (1,003,1 (ZovornrrrWt Board) bedürfen nur solche Verordnungen, die in
das Gebiet der Sanitätsgesetze fallen. In allem übrigen ist die Stadtver¬
waltung keiner Bevvrmunduug durch den Staat nnterworfen, nm allerwenigsten
i» der Bauordnung, im Entwurf des Lageplans, in der Bestimmung der

*) Nachträglicherfahren ivir aus dein 28, Heft der Grenzboten S. S5, daß wir „hat" statt
»soll haben" hätte» schreiben können.
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Straßeubreite uud ähnliche Diuge. Die Stadtbezirke sind nicht Verwaltungs¬
bezirke des Staats, die städtischen Beamten nicht mittelbare Staatsbeamte.

Der Mahor ist, wie ans dem oben gesagten hervorgeht, überhaupt nicht
eigentlich Beamter, sondern Würdenträger. Die Kommunalbeamten werden
ohne Einmischnngder Regierung ans dreimonatliche Kündigung angestellt, doch
behalten namentlichdie höhern ihre Stellung gewöhnlich lebenslänglich. Auch
wie viel nnd was für Beamte die Stadt anstellen will, liegt ganz in ihrem
Belieben; gesetzlich vorgeschrieben ist ihr nur die Anstellung zweier: des lovn
tllöi'lc und des IröÄmrrizr. Der Stadtschreiber muß Jurist, mindestens Solieitor
sein, denn er ist in erster Linie der juristische Berater der Stadt, dann Chef
der Stadtkanzlei, Archivar nnd Registratur. Da er alle Beschlüsse ausführr
und alle Berichte durch seine Hand gehn, stellt er die lebendige Einheit der
so viel verzweigten Kvmnmualverwalmug dar, er ist das Berbindungsrvhr
leonänit-pipe) zwischen dein Rat und seinen Ausschüssen sowie zwischen diesen
nutereiuander. Obwohl der vornehmste städtische Beamte, gilt er nicht als der
Vorgesetzte der übrigen Beamten; die cuglische Kommuue kennt keine Beamten¬
hierarchie. Die Beamten haben überhaupt nichts zu befehlen; anzuordnen
haben allein das Council uud seine Ausschüsse; wie der StadtschreiberBerater
des Couucils in Rechtsfragenist, so haben die Gas- und sonstigen Inspektoren
als Sachverständige die Konntees zu beraten, denen sie unterstehn, und ihre
Anordnungen auszuführen. Was die Besoldungen betrifft, so bewegt sich der
Gehalt des Stadtschreibers in große» Städten zwischen 1000 und 2000 Pfund,
iu kleinern nm 300 Pfuud herum; iu Sheffield bekommt der Leiter der Wasser¬
werke 1000, der Polizeichef 650, der Neclioal "lüe.r ot >>.u!.Il 600, der
Ingenieur der Elektrizitätswerke 425 Pfnnd, nnd neben dem 'lown LlsrK ist
noch ein UgH'iLtiÄW Limlc, der wohl die eigentliche Arbeitslast der Stadt¬
kanzlei zu trage» haben mag, mit 2000 Pfund angestellt.

Der Wirkungskreis der Komnmnalvcrwaltuug ist theoretischnicht abge¬
grenzt. Er entsteht uud erweitert sich beständig aus mehrere» Rechtsquellen.
Zunächst stehn der Stadt als einer Korporation oder juristischenPerson alle
Rechte zn, die das (Zonimon I^uv der Einzelperson sichert; sie kann also Ver¬
mögen erwerben, Prozesse führen u. dergl. Dann alle die Rechte nnd Ver¬
richtungen, die anfänglich besondern Behörden oder Körperschaften,z. B. den
Lokalgesnudheitsänttern,übertragen waren, durch die neue Stüdteordmmg aber
mit der Stadtverwaltung verschmolzen worden sind. Dann dehnt sie je nach
dein wachsenden Bedürfnis ihre Befugnisse ans verschiednen Wegen weiter aus;
einmal, wie schon bemerkt wurde, durch den Erlaß von Verordnuugeu iI^-
l^vvs). Dann, indem sie von Zeit zu Zeit ein Spezialgesctzdes Parlaments
fnr ihren Bezirk nachsucht, endlich, indem sie sich eine der vom Parlament
erlassenen vlimsss oder ^äoxtivv ^.ots aneignet. Es sind dies, wie wir schon
erwähntem Musterstatuten, von deueu die Gemeinden nach Belieben Gebrauch
inachen tonnen oder nicht; gewissermaße» eine Gesetzgebung auf Vorrat, wie
es Redlich nennt. Das Recht der Städte, Local Bills im Parlament eiuzu-
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bringen, den Erlaß eines Spezialgcsetzeszn erwirken, hat ans das Betreiben
»nichtiger Aktiengesellschaften eine Einschränkung erfahren. Die Eindringling
so einer Bill verursachtnämlich Kosten. Als nun die Stadtverwaltungen an¬
fingen, sich durch Loeal Bills die Ermächtigung zur Anlage von Wasser- und
Gaswerken zu verschaffen, erzielte eine Aktiengesellschaft in einem einzelnen,
Sheffield betreffenden Falle eine richterliche Entscheidung, wonach den Boroughs
das Recht, auf Kosten der Steuerzahler Bills einzubringen, rnnd abgesprochen
wurde. Das erregte eine» Sturm der Entrüstung, der die Gesetzgebung ein¬
zuschreiten zwang. Diese erließ 1872, stark beeinflußt vom kapitalistischen
Interesse, die heute noch geltende Borough Funds Act, in der ein Kompromiß
versucht wurde. Das Recht der Kommnuen, auf Kosten der Steuerzahler
Loeal Bills einzubringen, wird darin anerkannt, aber seine Ausübung durch
eine Menge lästiger Formalitäten erschwert, und außerdem wird ausdrücklich
verboten, solche Bills einzubringen, die sich auf die Errichtung von Kon¬
kurrenzunternehmungengegen schou bestehende Gas- und Wasserwerke beziehen.
Doch hat nach Redlich diese gesetzliche Fessel den Fortschritt der Kommunali¬
sierung aller gemeinnützigen Unternehmungennicht aufzuhalten vermocht. Eine
andre Fessel wurde von den Alkoholinteressenten geschmiedet, denen die Mäßig-
keitsbewcgunglästig und nachteilig ist. Im Jahre 1897 setzten sie eine Ent¬
scheidung des oberste» Gerichtshofs durch, daß die Stadtgemeinden nicht
bcfngt seien, gegen nnvrdentlichcSchankwirte Strafprozesse anzustrengen und
bei deu Friedeusrichteru gegen die Erneurung ihrer Licenzen zu protestieren.
Die Städte appellierten an das Oberhaus, aber die Lords, die bekanntlich
als echte Kavaliere in solchen Sachen immer liberal sind, erklärten es für
ungesetzlich, die Kosten ans der Gemeindetasse zn bezahlen, die aus einem dem
>I<Z3ä Oonst-Mö erteilten Auftrage, gegen Schauklicenzenvor Gericht zu oppo¬
nieren, erwüchse». Zur Begründung wird angeführt, die Stndtgemeiudc dürfe
Geld ausgeben nur zur Förderung oder zum Schutz der Interessen der Ein¬
wohner; die Bekämpfung der Trnnksncht rechnen also die Lords nicht zu den
allgemeinen Interessen-

Auch der Grundsatz, daß sich die Städte ganz autonom ohne Bevor¬
mundung dnrch die Regiernng verwalten, hat einige kleine Einschränkungen
erfahren. Das Local Governmentboard übt, allerdings in sehr milder Form,
eine Finanztontrolle nnd stellt als Erbe des frühern Gesundheitsamts die
Sanitätsbeamten au, auch nachdem die ursprünglich als besondre Behörde cin-
llesetzten Lokalgesundheitsämterim Stndtrat aufgegangen sind. Zudem hat es
gesetzlich das Recht, die Abstellung von Gesundheitsschädlichkeiten nnd die Ein¬
führung von Verbesserungenzu erzwinge», aber dieses Recht ist heilte praktisch
bedeutimgslos, weil es sich nur auf ein gewisses Minimum bezieht, über das
die Städte aus eignem Antriebe längst hinausgegangen sind.

Für die Bestreitung der Kosten ihrer Verwaltung ist die Stadt zunächst
auf den Ertrag des Gemeiudevermögensangewiesen. In dessen Vermehrung
wird sie dadurch beschränkt,daß sie als Korporation dem Gesetz der Toten
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Hand uiltcrlvorfen ist, das den Korporationen den Erwerb unbeweglicher Güter
zn vollem Eigentumsrecht verbietet. Doch bildet dieses Gesetz kein absolutes
Hindernis; durch eiu Lokalgesetz kaun die Gemeinde jederzeit das Recht zum
Grundstückcmknuf erwerben, allerdings nur innerhalb der Grenzen, die durch
das Bedürfnis gezogen werden. Durch die Prüfung der Bedürfnisfragc übt
also in diesem Stück die Zentralgewalt eine Aufsicht aus. Der Muuizipal-
sozialismus hat in den letzten Jahrzehnten durch die Anlage städtischer Er-
werbsaustnlten verschiednerArt das Gemcindevermögenbedeutend vermehrt.
Obwohl uiln auch schon der Ertrag von Kommnualgrnudstückennicht un¬
bedeutend ist — Bristol z. B. bezieht ans solchen über 18000 Pfund —, so
können doch die euglischen Städte so wenig wie die deutschen die ungeheuer
gestiegnen Ausgaben rein damit bestreiten, und es haben überall Steuern ein¬
geführt werden müssen. Die Hauptstener ist die Borough Rate, die als
Appendix der Armensteucr nach der für diese vorgenommncn Schätzung erhoben
wird. In den Städten, die keine eigne Grafschaft bilden, wird nach denselben
Grundsätzen noch die Grafschaftssteuer erhoben; doch haben auch die aus dein
Grafschaftsverbaudcgelösten Städte für Anstalten, die sie mit der Grafschaft
gemeinsam unterhalten, z. B. Irrenhäuser, Beiträge zu leisten. Bei einer
dritten Steuer, der General Distriet Rate, deren Ertrag für die durch die
Gesnndheitsgcsetze bestimmten Zwecke verwandt wird, macht sich ein andrer
Grundsatz als der des bloßen Einkommenunterschiedsgeltend, nämlich, daß der
mehr zahlen muß, der von den vvrgenommnenVerbesserungengrößern Vorteil
hat. Landwirtschaftlichbenutzte Grundstückewerden deshalb nur mit einen.
Viertel ihres Schätzungswerts herangezogen, mit Gebäuden bedeckte mit ihrem
vollen Ertrage. Führt die Stadt auf den Grundstückeneines einzelnen Be¬
sitzers Verbesseruugeu durch, die dieser selbst vorzunehmen versäumt hat, so
kann sie ihn zwingen, die Kosten ganz allein zu tragen. In der Praxis führt
übrigens dieser höchst gerechte Grundsatz zu einer himmelschreienden Ungerechtig¬
keit. Wenn auch Kanalisierung und ähnliche Verbesserungenden Bewohnern
eines Hauses nützen, so zieht doch den Geldnutzen davon nur der Laudlord,
der meist ein Großgrundbesitzerist, in der Erhöhung des Mictwerts, er¬
hoben aber wird die Steuer von dem Mieter, dem es nur in einzelnen Fallen
gelingt, einen Teil davon dem Grundbesitzerzuzuschieben, der sie von Rechts
wegeu ganz zahlen müßte. Dem Streben, die Kosten solcher Verbesserungen,
die den Mietertrag gewisser Grundstücke erhöhen, deren Besitzern aufzulegen,
haben die Lords jahrelang heftigen Widerstand geleistet; im Jahre 1894 ist
ein Kompromißgesetz zustande gekommen, dessen Inhalt Redlich nicht mitteilt. —
Was er dann über den Geschäftsgang der Kassenverwaltnng sagt, müssen wir,
weil sich das nicht gut kürzen läßt, beinahe wörtlich anführen. Nachdem er bemerkt
hat, daß in den größten Städten die Ausschüsse in ihrer Finanzgebarung
unabhängiger vom Finanzansschussesind als in den übrigen, fährt er fort:

In allen Stndtgemeindenhat das Fincmce Cvmmittee eine zentrale und kon¬
trollierende Stellung in Bezug auf das Zahlungswesen. In den großen Stadt-
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gemeinden ist der Geschäftsgang folgender: Alle Zahlungen der Gemeinde erfolgen
durch Anweisungen, die von dem Treasurer. dem Bankier der Gemeinde, honoriert
werden müssen/ In jedem Departement ist nur der Chef berechtigt, Zahlungs-
ardres auszustellen. Jedes Ordreblankett hat einen Kontrolleoupon, der gleich¬
zeitig mit jenem ausgefüllt wird. Die Ordre geht au den First Aeevuntant, der
sie mit den ihm vorliegenden Rechnungen zu vergleichen hat. Nach Prüfung der
Ordre geht diese an das Cvmmittce zurück, dessen leitender Beamte zn bescheinigen
hat, daß die zn bezahlende Leistung ordnungsmäßig ausgeführt worden ist Der
Finanzausschuß des Committee — denn jedes Committee, dem Zahlungen obliegen,
hat für dieses Geschäft einen Unterausschuß — verzeichnet alle Zahlungsanweisungen
auf Bogen. Das Original dieses Verzeichnissesgeht an den Treasurer, eiue Kopie
an den First Accountant, der jeden einzelnen Posten durch einen Check aus den
Schatzmeisterzahlbar macht. Alle Zahlungen erfolgen dnrch Checks. Für außer¬
ordentliche Akte der Vermögensverwaltung, die nicht zn den laufenden Geschäften
gehören, ist noch eine besondre Formalität vorgeschrieben: das ^MxinF ok tue SeÄ.
Alle Beschlüsse des Conncil, die große Kapitalsummeu betreffen, z. B. die Aufnahme
von Anleihen, die Zahlung von Zins- und Amortisatiousquoten, von großen Summen
an Übernehmcr von Kontrakten, ferner Beschlüsse,dnrch die eine städtische Steuer
ausgeschrieben wird, bedürfen der Beifügung des Gemeindesiegels. Dieses wird
an einem sichern Ort mit zwei- oder dreifach verteilter Sperre verwahrt, indem
der Mayor und der Tvwn Clerk, bisweilen auch der Chairmnn des Finanzaus¬
schusses je eiuen Schlüssel haben. Jeder Akt der Siegelung ist in einem besondern
Buche zu verzeichnen, und alle dabei mitwirkenden Funktionare haben ihn zu unter¬
schreiben. Die Kassenführnng wird kaufmännisch,nicht bureaukratisch, vom Treasurer
besorgt, der, wie gesagt, immer ein Bankier ist. In seinen Händen laufen alle
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde zusammen. Die Liquidierung und Buch¬
führung ist Sache des dem Tvwn Clerk untergeordneten Aecouutcmt. Da sich in
den größten Städten diese vollständige Zentralisierung schwer dnrchführen läßt, so
erhalten da einzelne Departements dnrch die Standing Ordres eine Ausnahme¬
stellung. So habeu z. B. iu Manchester die Gas- und Elektrizitätswerke, die
Wasserwerke, das Park- und Fricdhofdepartement und die Verwaltung der muni-
zipnlen Arbeiterwohnhäuser ihre selbständige Kassenführnng, die aber natürlich vom
Couneil kontrolliert wird. Zur Kontrolle der gesamten Kassenverwaltung ist die
halbjährige Revision, das Andit, eingeführt. Sie wird von drei Auditors vor¬
genommen; einen ernennt der Mayor, zwei werden von den Gemeindemitgliedern
auf ein Jahr gewählt. Der vom Mayor ernanute muß dem Stadtrat angehören,
die andern beiden dürfen nicht Mitglieder der Gemeindevertretung sein. Die
Auditors erhalten in den großer» Städten eine Besoldung von 10V bis 200 Pfund.
Sie arbeiten einen ausführlichen Bericht ans, der der Verhandlung des Couucil
zu Grunde gelegt wird. Sie haben die Einnahmen und Ausgaben sowohl rechnungs-
U'äßig als auf ihre Legalität hiu zu prüfen und sind befugt, ungesetzliche Ausgaben
zu inhibieren. Nach Schlich des Finanzjahres (31. März) hat der Towu Clerk
einen Jahresbericht auszuarbeiten und den? Lokalverwaltnngsamte vorzulegen.

Das geschieht jedoch nur zur Informierung des Ministeriums; über die
Kenntnisnahme hinaus hat es keine Rechte gegenüber der städtischen Finanz¬
verwaltung. Etwaige Beschwerden der Bürger, z. B. Steuerreklnmationen,
werden nicht von einer Verwaltungsbehörde, sondern gleich allen andern Rechts¬
streitigkeiten von den ordentlichen Gerichten entschieden. Für die beiden Ver-
waltnngszweige, denen gegenüber die Regierung ein gewisses Aufsichtsrecht hat:
die Gesimdheitspflege und die Polizei, zahlt der Staat auch einen Beitrag zn
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den Kosten: die Hälfte des Gehalts des Medieal Officer of Health und die
Hülste dessen, was die Besoldung und die Nniformiernng der Polizcimann-
schaften kostet.

Von der Verwaltung ist die Justiz durch die große Reform vollständig
getrennt worden. Das FriedenSrichteramt wurde vo» jeder Verbindung mit
der Korporation, dein ehedem privilegierten Teile der Bürgerschaft, losgelöst,
uud alle Verwaltungsgeschäftewurden ihm abgenommen. Die Friedensrichter-
bank wird in den Städten wie in den Grafschaften ausschließlich vom Lord¬
kanzler besetzt (der, für die englische Auffassung des Staates charakteristisch,
als der Verwalter des Jnstiznmts der höchste Minister und kraft seines Amts
Peer ist). Au deu frühern Nechtszustand erinnert nur noch die Verknüpfung
des Friedensrichtcramtö mit der Mayvrwürde. Die Friedensrichter haben
die Kriminal- nnd die Zivilgerichtsbarkeit zu üben (jene mit Ausnahme der
schwersten Fülle). Unter dieser versteht man aber in England ungefähr das,
was bei uns Verwaltnngsgerichtsbarkeit heißt, nämlich die Entscheidungüber
die Ncchtmüßigteit von Eingriffen der Behörden in die Willens- und Ver-
mögenssphüre der Staatsbürger. Mit den Rcchtshändcln zwischen den Privat¬
personen haben die Friedensrichter nichts zu thun, diese gehören vor die
eormt^-eourt MclssW, die vornehme nnd entsprechendhoch bezahlte juristisch
gebildete Beamte sind (1500 Pfund), und von denen jeder Gerichtsbczirkder
Grafschaft nur einen hat. Mit Rücksicht auf die den Friedensrichtern zu¬
stehende Gerichtsbarkeit zerfallen nun die Stüdte in drei Klassen. Die des
neuen Stadtrcchts nicht teilhaft gewordnen sind Glieder der Grafschaft und
haben keine eignen Gerichte. Die Mnnizipien dagegen haben eigne Friedens-
tommissioncn. In den Stüdten der zweiten Klasse ist jedoch deren Kompetenz
auf die Fülle beschränkt, die in den ?stt>7 LossionZ abgeurteilt werden, und
nur die der dritten Klasse haben die für die schwerern Fälle zuständigen
Vierteljahrssitzungen, in denen die Friedensrichter des Bezirks vollzählig ver¬
sammelt sind. Die Städte der zweiten Art können zur Besorgung der laufenden
richterlichen Geschäfte einen juristisch gebildeten Mann als Ltixsnclmry NsZistrirtk
anstellen; nur einundzwanzig Großstädte habeu bis jetzt von diesem Vorrechte
Gebrauch gemacht. Die Städte mit Quarter Sessivns dagegen müssen einen
rechtsgelehrten Richter lebenslänglich haben, den die Krone ernennt, der an¬
gestellt wird und den Titel Rcevrder führt. Wie zwischen ihm nnd den übrigen
Friedensrichtern die Geschäfte verteilt werden, wird ans des Verfassers Dar¬
stellung nicht klar. Er schreibt: „Der Recorder mnß vor einem städtischen
Friedensrichter eingeschworen werden nnd dem Mahor ein Treuegelöbnis ab¬
legen. Er ist sx oküe-io Friedensrichter und nach dem Mahor die höchste
Amtsperson der Stadt; er ist auf Lebenszeit angestellt, während seiner Funktion
nicht wühlbar zum Parlament als Mitglied für die betreffendeStadt und in
den Stadtrat nicht wählbar. Auch ist die Kumulieruug mit dem Stipcndiary
Magistrate nicht gestattet. Die Besoldung empfüngt der Rceorder aus der
Stadtkasse. Ihm liegt es ob, als Einzelrichtcr die vvlle Gerichtsbarkeit der
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Quarter SesfivuS innerhalb der örtlichen Kompetenzdes Stadtgebiets zu üben;
er ist der regelmäßige Kriminalrichter mit oder ohne Jury in allen Prozessen,
für die nach dem gegenwärtigenStande der Gesetzgebung der Quartalgerichts¬
hof noch eine kriminelle Jurisdiktion besitzt. Er ist der Appellrichter für Be¬
schwerden gegen Entscheidungeneinzelner städtischerFriedensrichter, für die
Steuerreklamationen und überhaupt allgemeine Bcschwcrdeinstanz in Sachen
der Verwaltungsrechtsprechung,Der Recorder ist berechtigt, für den Fall, daß
die Vierteljahrssitznng mehr als drei Tage dauert, ans der Mitte der Advo¬
katen von fünfjähriger Praxis einen Assistant Recorder zu ernennen, der dann
die gleiche Amtsgewalt hat, wie er selbst," Wahrscheinlich führt also der
Recorder in der Vierteljahrssitznng den Vorsitz, was aber Redlich nicht aus¬
drücklich sagt. Ebensowenig erfährt man, ob die Friedensrichter die dem Einzel¬
richter zustehenden Sachen nach Bezirken oder nach Kategorien unter sich teilen.
Die Kanzleigeschäfte besorgt ein Clerk of the Peace, Mit der Grafschaft hängt
die Gerichtsbarkeitder aus ihr ausgcschiednen Städte nur noch in einem Punkte
zusammen: Appellinstanz für die Beschwerden gegen Entscheidungen über Schnnt-
lieenzen ist mich für die Städte die Vierteljahrssitznng der Grafschaft geblieben,

(Schluß folgt)

^L-^ H-LK-UA

Gine neue Glaubenslehre
von Larl Willina

uf dem nennten Evangelisch-sozialen Kongreß wies Adolf Harnack
bei der Begründung einer kurz darauf einstimmigangenommneu
Resolution, die es für „die dringende Pflicht der Kirche" er¬
klärte, „alles zn thun, um die Wahrheit des Evangeliums in
ihrer Unabhängigkeitvon jeglicher, sei es antiker oder moderner

Naturanschanung zur Geltung zu bringen,"*) unter „lebhaftem Beifall" der
Anwesenden darauf hin, daß der evangelische Neligionsnnterricht nnd die evan¬
gelische Predigt, wenn sie ihren Zweck „Seelen zn gewinnen" erfüllen wollten,
sich nicht unterfangen dürfte», die moderne Naturwissenschaft an der Hand der
Bibel meistern zn wollen nnd — dem Vorbilde LntherS folgend — bei der
Behandlung der Lehre von der Person Christi „immer noch viel mehr von
""ten ansaugen" und die „kirchlichen Formen zurückstellen" müßten, „Aller
Nachdruck, fuhr er fort, muß hier auf den Punkt gelegt werden: Jesus

*) Verhandlungen des nennten Evangelisch-sozialenKongresses, abgehalten in Berlin mn
und 3, Juni 1838, Göttingcn, Vnndenhoeck und Ruprecht, 1898, Seite IW.
Grenzbote» 111 IS01 «I.>
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